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Reallohnverlust trotz Kampfkraft und Mobilisierung – Die Lehren für
kämpferische Gewerkschafter:innen

Die Tarifergebnisse seit Herbst 22 sind für alle großen Branchen sehr ähnlich. Als
Gewerkschafter:innen müssen wir uns fragen, ob das Zufall ist. Wir müssen den Blick über den
Tellerrand unserer Branche heben. Wir müssen uns fragen, ob die gewohnte Beurteilung von
Tarifergebnissen so noch taugt.

Tarifforderungen orientieren sich immer hauptsächlich an der Inflation, in den
Industriegewerkschaften auch an der Produktivitätssteigerung. Das Ergebnis wird daran gemessen,
wie viele der Forderungen erfüllt worden sind. Innerhalb der jeweiligen Gewerkschaften geht es
immer darum, ob mehr drin gewesen wäre. Von Seiten der kämpferischen Belegschaften und
Mitglieder, genauso von der Gewerkschaftslinken gibt es seit Jahrzehnten die wiederkehrende
Kritik, dass mehr hätte erreichen werden können, dass die Kampfkraft nicht ausgeschöpft worden
sei.

Die übliche Argumentation der Tarifverantwortlichen und der Sekretär:innen war stets, dass nicht
genug gekämpft worden sei, entweder von den Kritiker:innen oder von anderen Teilen der
Mitgliedschaft oder auch von anderen Teilen des Gewerkschaftsapparates, der nicht so toll ist wie
man selber. Letztlich gingen die Debatten immer darum, ob die fehlende Kampfkraft Schuld des
Apparats oder der Kolleg:innen war.

Diese Art der Ergebnisdiskussion, die von allen Seiten die Frage der Kampfkraft ins Zentrum stellt,
ist uns allen in Fleisch und Blut übergegangen, ja sie war im Grunde ein Teil des Tarifrituals
geworden. Nach den letzten Tarifrunden müssen wir uns selbst eingestehen, dass wir als
kämpferische Kolleg:innen oder als Gewerkschaftslinke darüber hinausgehen müssen, denn diese
Tarifrunden waren einfach etwas anders.

Keine Diskussion der Forderungen …

Es gibt seit Jahren eine Entwicklung in den DGB-Gewerkschaften, dass die Basis aus dem Prozess
der Forderungsdiskussion und -aufstellung herausgedrückt wird. Bei der IGM durften zum Beispiel 
nur vorgegebene  Forderungsniveaus angekreuzt werden, wobei 8 % das Höchstmögliche war – zu
dieser Zeit war das gerade die aktuelle Inflationsrate. Die Zeiten, als einfach jeder
Vertrauensleutekörper seine Forderungen auf einer örtlichen Funktionärskonferenz präsentieren
und diskutieren konnte, sind lange vorbei.

Beim TV-L wurde diesmal eine neue Qualität erreicht. In GEW und ver.di wurden Diskussionen über
die Forderungen zugunsten einer „Befragung“ abgesagt/verhindert (??).  Die dann von der Führung
aufgestellte Forderung wurde in dieser Befragung nicht erwähnt, dann aber als „deren Ergebnis“
verkündet.

Eine solche Art von gesteuerter „Diskussion“ erlaubte es der Führung, eine Forderung aufzustellen,
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die sie offensichtlich von vornherein beabsichtigt hatte. Warum aber haben die
Spitzenbürokrat:innen nicht im Vorfeld offen für diese geworben? Die Argumente, mit denen sie
diese Forderung rechtfertigten, hätten sie auch schon 2 Monate zuvor in einer demokratischen
Debatte innerhalb der Gewerkschaften vorbringen können, nämlich dass der öffentliche Dienst doch
eine Gemeinschaft sei, egal ob Bund, Länder oder Kommunen, dass die wirtschaftliche Lage ähnlich,
die Inflation vielleicht sogar etwas zurückgegangen sei. Ganz offensichtlich sollte nicht nur genau
diese Forderung durchgedrückt, sondern auch eine innergewerkschaftliche Debatte vermieden
werden. [i]

Ergebnis abseits der Forderungen …

In den meisten anderen Branchen war das anders. Trotz aller Bemühungen der Führung, die
Forderungen niedrig zu halten, hatte es bei Metall und Elektro, bei der Post, der Bahn oder dem
TVöD eine lebhafte Debatte gegeben, angeheizt von der Inflation, den fetten Gewinnen in vielen
Bereichen und den miesen Abschlüssen in den Jahren davor. Teilweise wurden die Forderungen
sogar höher gedrückt. Aber im Rückblick war das vergeblich, denn offensichtlich waren für die
Ergebnisse diese Forderungen nicht maßgebend.

Branche Gewerkschaft Laufzeit
gefor-dert

Laufzeit
verein-bart

1. Tab.-
Erhöh.
nach x
Monaten

Einmal-zahlungen
steuer-
+abgabenfrei

Tab.-Erhöhung Warnstreik,
Streik , usw

Chemische
Industrie IG BCE  27 14 1.500+1.500 3,25 %+3,25 % Fehlanzeige

Metall- und
Elektroind. IG Metall 12 24 8 1.500+1.500 5,2 %+3 3 % Ca. 900.000 in

Warnstreiks

Post Ver.di 12 24 14 In Summe 3.000 4,7 %
85,9 % für
Streik in
Urabstimmung,
kein Streik

TVöD Ver.di 12 24 14 1.240+8*220 200+5,5 %(min
340 Euro)

Starke
Warnstreiks

Bahn EVG 12 25 9 2.850 200+210

2 halbe Tage
Warnstreik
Schlichtung
48 % gegen
Schlichterspruch

TV-Länder Ver.di,
GEW,.. 12 25 12 1.800+10*120 200+5,5 %

Durchschnittlich
3 Tage
Warnstreiks

Stahlindustrie IG Metall 12 22 14 1.500+10*150 5,5 %
18.000 in
Warnstreiks,
30.000 in
Tagesstreiks

Es ist nichts Neues, dass die Ergebnisse immer weniger mit den jeweiligen Forderungen
vergleichbar sind. Andere Laufzeiten, die Vermengung von Festbeträgen, prozentualer Steigerung,
Einmalzahlungen, Besserstellung einzelner Beschäftigtengruppen oder neue Sonderzahlungen wie
bei der IGM haben einer Diskussion in der Mitgliedschaft schon die Grundlage weitgehend
entzogen, die Ergebnisse mit den Forderungen wirklich zu vergleichen.

Die steuer- und abgabenfreien Einmalzahlungen („Inflationsausgleichsprämie“) als bestimmendes
Element für das jeweils erste Jahr der Tariflaufzeit bringen noch eine neue Qualität hinzu: Sie
wirken sich für jede/n individuell unterschiedlich aus.

Die Tatsache, dass aber in keiner Tarifrunde diese Einmalzahlungen gefordert oder bei der



Forderungsaufstellung diskutiert wurden, obwohl gerade bei den Beschäftigten der Länder ja mit
der Übernahme der Forderung von Bund+Kommunen klar war, dass die Übernahme des
Ergebnisses angestrebt wird, zeigt noch mal mehr die tiefsitzende Verachtung der
Gewerkschaftsführung für innergewerkschaftliche Demokratie.

Kampfkraft spielt offensichtlich keine Rolle

Aber nicht nur die Forderungsaufstellung hatte wenig Einfluss auf die Ergebnisse, auch der Verlauf
der jeweiligen Tarifrunde. Ein Überblick über die großen Tarifrunden zeigt, dass sich die Ergebnisse
sehr ähnlich sind, der Verlauf der Tarifrunden aber extrem unterschiedlich. Zum Zweiten enthalten
alle steuer- und abgabenfreie Einmalzahlungen, meist in Summe von 3.000 Euro, etwas, was in
keiner einzigen Tarifforderung auch nur ansatzweise aufgetaucht war. Drittens haben alle mit
erheblich längerer Laufzeit als gefordert abgeschlossen.

Die Tarifkämpfe, in denen, für sich betrachtet, die gezeigte und entwickelbare Kampfkraft am
wenigsten genutzt wurde, um einen Reallohnverlust zu verhindern, waren Metall- und
Elektroindustrie, Post, TVöD, Bahn(EVG) und Stahlindustrie.

Die Tarifrunde TV-L, die erst im Herbst 2023 abgewickelt wurde, war also nicht diejenige, in der die
Mobilisierung der Beschäftigten am krassesten einem schlechten Ergebnis gegenüberstand. Der TV-
Länder leidet nach wie vor daran, dass die Belegschaften in den Flächenländern schlecht organisiert
bzw. verbeamtet sind, im Unterschied zu den Stadtstaaten. Aber aus ihrem ganzen Verlauf wurde
klar, dass sie nach dem Willen der Gewerkschaftsführung genau zu diesem Ergebnis führen sollte,
das abgeschlossen wurde: Auf die Unterdrückung der Forderungsdiskussion folgte die diktierte
Übernahme der Forderung für den TVöD, dann die Übernahme desselben Ergebnisses, bis auf 25
statt 24 Monate Laufzeit.

Mehr Kampfkraft alleine hätte also dieses Ergebnis nicht verbessert, sondern nur schneller erreicht;
Mit weniger Kampfkraft wäre vielleicht noch eine Runde Warnstreiks mehr nötig gewesen. Es reicht
also nicht, wenn wir weiter über Kampfkraft und ihre Entwicklung reden, ohne zu verstehen, warum
und wie dieser offensichtliche Zielkorridor für die Tarifergebnisse zustande kam und welche
Konsequenzen wir daraus ziehen müssen.

Konzertierte Aktion

Die Erklärung für den besonderen Verlauf der Tarifrunden finden wir in der Konzertierten Aktion,
einem Treffen von Regierung, Arbeit„geber“:innen-Verbänden und Gewerkschaftsspitzen. Von 1967
bis 1977 fanden auf der Basis des „Stabilitätsgesetzes“ regelmäßig entsprechende Treffen statt. Im
Sommer 2022 wurde das Modell wieder aus dem Hut gezaubert. Eigentlich hatten diese Treffen
keine Regeln, sie sind freiwillig. Aber wer hingeht und selbst Vorschläge macht, macht dann auch
beim Gesamtpaket mit. In mehreren Paketen wurden im Sommer und Herbst alle möglichen
Entlastungen für die verschiedensten Teile der Bevölkerung vereinbart, die dann z. B. von der
Regierung umgesetzt wurden. Was die Kapitalvertreter:innen forderten, kann man sich leicht
vorstellen – das, was sie eh ständig und laut für sich reklamieren. Ob sie sich zu irgendwas
verpflichteten, bleibt unklar. Auf jeden Fall bekamen sie etwas geschenkt, nämlich die Möglichkeit,
jedem/r Beschäftigten 3.000 Euro steuer- und abgabenfrei als Inflationsausgleich zu zahlen – statt
diesen die dringend nötigen und von diesen stark eingeforderten Lohn- und Gehaltserhöhungen
zuzugestehen.

Die Gewerkschaftsspitzen haben das nicht nur zugelassen, sondern pro-aktiv unterstützt. Es gibt
sogar Gerüchte aus der IG BCE, dass diese Idee von Seiten der IG Metall und IG BCE eingebracht
worden sei. Auf jeden Fall war das erklärte Ziel der Konzertierten Aktion (K. A.), die „Inflation zu



bekämpfen“, was für Kapital und Regierung nie heißt, die Preiserhöhungen zurückzunehmen. Schon
gar nicht 2021 – 2022, wo in kurzer Zeit die Preise, vor allem die Verbraucherpreise hochschnellten
und das, nachdem die Gewerkschaften schon in der Coronakrise praktisch keine Lohnerhöhungen
hatten durchsetzen können.

Dennoch haben sich die Gewerkschaftsspitzen dieser Logik der K. A. unterworfen. Für ein
angebliches Gesamtinteresse des Landes wurden ganz offensichtlich durchgehend flächendeckende
Reallohnverluste vereinbart. Das ist eine Verschärfung der üblichen Sozialpartner:innenschaft, die
sich vor allem in Unterordnung unter bestimmte Branchenbedingungen, unter konjunkturelle
Erscheinungen oder unter die Krisen einzelner Betriebe zeigt. Das ist mehr als die gewohnte
Zurückhaltung im Kampf, das war die geplante Akzeptanz und Umsetzung eines nationalen
Krisenprogramms, das voll zugunsten der herrschenden Klasse geht:

Ökonomisch, denn sie konnten ihre Gewinne sichern, z. T. beispielsweise in der
Autoindustrie auf neue Rekordhöhen steigern;

politisch, weil es eine notwendige Antwort der Klasse auf die verbundenen Angriffe auf
sie verhinderte: eine Bewegung gegen die Inflation, die Sozialkürzungen und gegen
die Aufrüstung.

Dieses Ausbleiben einer solchen Bewegung ist letztlich der Grund für die massive Rechtswende in
der Gesellschaft und auch in großen Teilen der Arbeiter:innenklasse. Statt Konzertierter Aktion
hätte es eine von den Gewerkschaften angeführte Bewegung für „Brot, Heizung, Frieden“ geben
müssen, um den Namen eines kleinen Versuches in diese Richtung zu benutzen.

Letztlich müssen wir davon ausgehen, dass es für Regierung und Kapital bei der K. A. nicht nur um
die Inflation ging, sondern darum, die Gewerkschaften in das Programm einzubinden, Deutschland
in der globalen Konkurrenz mit den anderen Großmächten USA, Russland, China usw. neu und
aggressiver aufzustellen, aufzurüsten und Kriege vorzubereiten. Ob sie das wollten oder nicht, die
Gewerkschaften sind da mit reingezogen worden.

Die Mogelpackung

Das Instrument für dieses Manöver war die steuer- und abgabenfreie Sonderzahlung. Die Regierung
hat legalisiert, was normalerweise als Steuerhinterziehung und Sozialversicherungsbetrug schwer
bestraft wird. Die Bosse haben sich gefreut. Die Gewerkschaften haben den Deal mitgemacht:
Reallohnverzicht und Streikvermeidung für eine Einmalzahlung, die kurzfristig eine Geldklemme
löst, aber nicht in tarifliche Sonderzahlungen (Urlaubs- und Weihnachtsgeld) eingeht, zukünftige
Renten mindert, die Finanznot des Gesundheitswesens verschärft und von Menschen, die in der
Folge Arbeitslosen-, Eltern- oder Krankengeld beziehen, zu 60 bzw 66 % zurückgezahlt wird.

Die Komplizenschaft der Gewerkschaftsspitzen wird deutlich daran, dass es kein einziges Stück Text
gibt, das sich mit den Folgen dieser Zahlung auseinandersetzt.

Unter den halbkritischen Funktionär:innen gibt es schon ein paar kritische Bemerkungen dazu, die
aber mit der Aussage, dass diese Zahlung „obendrauf“, also zusätzlich zu einer Tabellenerhöhung
okay gewesen wäre, relativiert wurden. Diese Ansicht ist eine bewusste oder unbewusste



Verschleierung der Realität. Diese Zahlung war nur für eine bestimmte Zeit zulässig und nur für
einen bestimmten politischen Zweck gedacht. Niemand konnte bislang in irgendeiner Tarifrunde
herkommen und vollen Ausgleich der Inflation in den Tabellen und dann noch steuerfreie
Sonderzahlungen „obendrauf“ verlangen und niemand wird es zukünftig tun können. Die
Gewerkschaften konnten auch nicht bei diesen Tarifrunden „obendrauf“ vereinbaren, weil sie dem
Gesamtpaket zur Eindämmung der Inflation zugestimmt haben. Die steuer- und abgabenfreie
Sonderzahlung ist nicht irgendein materieller/ökonomischer optionaler Baustein, sondern war das
Schmierfett für eine politische Weichenstellung für eine noch engere Form der
Sozialpartner:innenschaft, der direkten Unterwerfung unter das Kriegs- und Krisenprogramm der
deutschen Bourgeoisie.

Unsere Antwort

Wir haben als VKG die Konzertierte Aktion kritisiert, aber wir haben ihre politische Bedeutung
unterschätzt. Spätestens in der Metalltarifrunde war klar, wie das Strickmuster aussehen würde,
und in dieser Runde haben wir das auch thematisiert. Ab diesem Zeitpunkt hätten wir eine
Kampagne über alle Branchen gebraucht unter dem Slogan: Tabelle statt Mogelpackung
Einmalzahlung! Absage an die Konzertierte Aktion und ihre Ergebnisse! Verbunden mit einer breiten
Aufklärungskampagne über die finanziellen Auswirkungen und Anträgen,
Unterschriftensammlungen etc. gegen die Mogelpackung und für die Aufkündigung der
Konzertierten Aktion. Wir hätten klarmachen müssen, dass eine erfolgreiche Tarifrunde nur möglich
wird, wenn der Rahmen der K. A. durchbrochen wird. Sozialpartner:innenschaft hat einen sehr
konkreten Inhalt gehabt und sehr konkrete Form angenommen. Sie war nicht ganz die Dimension
der Zustimmung zur Agenda 2010, die uns einen massiven Niedriglohnsektor, Hartz IV/Bürgergeld
und eine endlose Zersplitterung der Tariflandschaft beschert hat, aber eine deutliche Steigerung
über das übliche Niveau der Konfliktvermeidung und Klassenkollaboration. Wir hätten sie viel
konkreter bekämpfen können und müssen.

Das wäre zugleich eine gute Gelegenheit für uns als VKG gewesen, diese Vermittlung der
Erfahrungen aus der Chemie- und Metallindustrie für die anderen Branchen zu leisten. Auch wenn
das manche Kolleg:innen anfangs schockiert hätte, hätten wir mit der Voraussage, auf welcher
Schiene die Niederlagen organisiert werden würden, uns viel Vertrauen einbringen können.

Auch in Zukunft müssen wir uns mit einer Tarifpolitik auseinandersetzen, die nicht nach den
Strickmustern des überholten Tarifrituals – mehr Mobi bringt mehr Ergebnis – funktioniert, sondern
politisch determiniert wird. Das kann andere konkrete Schritte gehen, aber die Fragen der
innergewerkschaftlichen Demokratie und die konkreten Abläufe werden auf jeden Fall eine Rolle
spielen.

Wir müssen schon zu Beginn die Erfahrungen aufnehmen und klarstellen:

Forderungsaufstellung ohne Vorgaben von oben durch demokratische Debatte unter
Kontrolle der Mitglieder, Vertrauensleute und Betriebsgruppen.

Demokratische Wahl der Tarifkommissionen. Stimmberechtigung nur für diejenigen,
die dem Tarifvertrag unterworfen sind – also nicht für Hauptamtliche.



Keine Verschwiegenheits-, sondern Rechenschaftspflicht. Jederzeitige Abwahl durch
die Gewerkschaftsmitglieder des entsprechenden Bereiches.

Öffentliche Verhandlungen.

Beim Auftauchen von Themen, die nicht Bestandteil der beschlossenen
Forderungspakete waren, erneute Diskussion von unten nach oben, ob das als Thema
überhaupt zugelassen wird.

Demokratische Wahl von Aktions- und Streikkomitees.

Vollständige Veröffentlichung der Verhandlungsergebnisse vor der Beratung und
Urabstimmung.

Ersatzlose Kündigung von Schlichtungsvereinbarungen, so vorhanden.

Diese Forderungen zur Demokratisierung der Tarifbewegungen sind nicht alle neu, aber das
verschärft undemokratische Vorgehen der Gewerkschaftsführungen rückt sie für die Zukunft mehr
ins Zentrum.

Aber entscheidend für den Erfolg in zukünftigen Tarifrunden wird sein, dass die politischen Ziele ge-
und erklärt werden müssen. Wir werden niemandem/r Ultimaten stellen und verlangen, dass man
gegen den Krieg sein müsse, um in der Tarifrunde richtig kämpfen zu können. Aber wir müssen mit
aller Deutlichkeit erklären, dass wir diese Tarifrunden verlieren sollen, damit die
Steuerentlastungen und Subventionen für das Kapital und die Aufrüstung der Bundeswehr finanziert
werden können.

Wir wenden uns mit dieser Bilanz an alle, die sich mit Ergebnissen und Abläufen der letzten
Tarifrunden und dem Geld, der Kampfkraft und der Motivation, die dabei geopfert wurden, nicht
zufriedengeben wollen. Diskutiert mit uns, macht mit beim Aufbau einer Vernetzung von
kämpferischen Kolleginnen und Kollegen! Nach der Tarifrunde ist vor der Tarifrunde, wir müssen
sie vorbereitet angehen!

Anmerkung

[i] Diese rigide Politik bezüglich der Aufstellung der Forderung und der Durchsetzung des
Ergebnisses steht bei ver.di durchaus einer offeneren Gestaltung der Tarifrunden gegenüber: Die
Einrichtung von „Tarifbotschafter:innen“ und „Arbeitsstreiks“ erlaubt der Basis mehr Gestaltung bei



der Durchführung von Aktionen. Das ist an sich positiv und wird auch von vielen Aktivist:innen so
wahrgenommen. Aber gerade der krass undemokratische Gesamtrahmen zeigt, dass die Führung
hier offensichtlich nur eine Spielwiese für Aktivist:innen und linke Gewerkschaftssekretär:innen
aufmachen wollte oder auf Druck von unten aufmachen musste.


